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Vorblatt 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung) 


A. Problem 

a) Das Altersgeld nach dem Gesetz über eine Altershilfe für 
Landwirte wurde zuletzt zum 1. April 1969 und die Land- 
abgaberente nach diesem Gesetz zum 1. Januar 1971 an die 
veränderten Preis- und Lebenshaltungskosten angepaßt. 
Eine weitere Anpassung ist daher erforderlich. Außerdem 
muß der Anreiz zur Inanspruchnahme dieser Leistungen er- 
halten bleiben. 

b) Zudem läuft am 30. September 1972 die Übergangszeit nach 
der Einführung der Altershilfe für Landwirte am 1. Oktober 
1957 ab. Vom 1. Oktober 1972 an werden die ersten Land- 
wirte die Wartezeit für das Altersgeld durch Beitragszah- 
lung erfüllt haben. Dem muß das Gesetz Rechnung tragen. 

c) Die Regelungen über die Landabgabe haben in einigen Punk- 
ten zu Schwierigkeiten geführt. Es muß dafür Sorge getragen 
werden, daß Altersgeld wie bei der Landabgaberente auch 
im Falle der Erstaufforstung gewährt werden kann. Die 
Regelungen über die strukturfördernde Abgabe müssen fle- 
xibler gestaltet werden. 

B. Lösung 

a) Es ist beabsichtigt, das Altersgeld ab 1. September 1972 auf 
monatlich 240 DM für Verheiratete bzw. 160 DM für 
Unverheiratete zu erhöhen. Entsprechend soll die Land- 
abgaberente auf monatlich 415/275 DM angehoben werden. 

b) Zudem wird der Altersgeldanspruch davon abhängig ge- 
macht, daß bis zum 60. Lebensjahr Beiträge an die landwirt- 
schaftliche Alterskasse gezahlt sein müssen. Wer vorher aus 
der Landwirtschaft ausscheidet, muß die Versicherung frei- 
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willig fortsetzen, um seine Ansprüche aufrechtzuerhalten. 
Tut der Betroffene das nicht, werden ihm die Beiträge er- 
stattet. 

c) Die Landabgabe kann bei der Altershilfe ersetzt werden 
durch die Aufforstung. 

Die Voraussetzungen für den aufnehmenden Betrieb bei der 
strukturfördernden Abgabe werden vom Unternehmer auf 
den Betrieb umgestellt und die Manipulationen durch eine 
stufenweise Abgabe ausgeschlossen. Die Länder werden er- 
mächtigt, die Strukturförderung bei einer Abgabe in be- 
stimmten Fällen auch dann im Einzelfall zuzulassen, wenn 
die allgemeinen Voraussetzungen nicht vorliegen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

a) Für den Bundeshaushalt erhöht sich der Bundeszuschuß zur 
landwirtschaftlichen Altershilfe 

1972 110 Millionen DM 

1973 221 Millionen DM 

1974 37 Millionen DM 

1975 40 Millionen DM. 

Für die Landabgaberente keine Mehrkosten gegenüber dem 
Finanzplan. 

b) Für Länder und Gemeinden keine. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Sechsten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte 

— Drucksache VI/1933 — 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Sechsten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte 

— Drucksache VI/3463 — 


A. Bericht des Abgeordneten Berberich 


L Allgemeines 

1 . 

Der Deutsche Bundestag hat den von der Fraktion 
der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines Sechsten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte — Drucksache 
Vl/1933 — in der 106. Sitzung vom 10. März 1971 und 
den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Sechsten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte — 
Drucksache 'VI/3463 — in der 190. Sitzung vom 9. Juni 
1972 an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
federführend, an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten mitberatend und an den 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO überwiesen. Der 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat die Vorlagen am 14. Juni 1972 und der Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung in seiner Sitzung am 
16. Juni 1972 beraten. Der Gesetzentwurf der Bun- 
desregierung wurde zur Grundlage der Beratungen 
genommen, der Gesetzentwurf der CDU/CSU-Frak- 
tion durch die Beschlußfassung über den Regierungs- 
entwurf für erledigt erklärt. Die Beschlußfassung er- 


folgte in beiden Ausschüssen einstimmig. Der Haus- 
haltsausschuß wird einen gesonderten Bericht ge- 
mäß § 96 GO vorlegen. 

2 . 

Der Gesetzentwurf sieht eine erhebliche An- 
hebung des Altersgeldes und der Landabgabe- 
rente vor. Damit wird einerseits eine Anpassung an 
die veränderten Preis- und Einkommensverhältnisse 
erreicht und gleichzeitig durch die Anhebung des 
Leistungsniveaus der Anreiz zur Inanspruchnahme 
des Altersgeldes und der Landabgaberente und da- 
mit auch zur Abgabe erhöht. Mit dieser Erhöhung 
sind Erleichterungen für die Landabgabe verbunden. 
Im Rahmen der Altershilfe wird die Erstaufforstung 
der Abgabe gleichgestellt. Außerdem werden die 
Möglichkeiten, eine Hofabgabe als strukturverbes- 
sernd anzusehen, flexibler gestaltet. Der Zeitraum 
für die Bewilligung der Landabgaberente wird um 
zwei Jahre, bis zum 31. Dezember 1975, ausgedehnt. 
Neu eingeführt wird die Hinterbliebenenleistung an 
geschiedene Ehegatten. 

Außerdem werden einige Vorschriften über die 
Feststellung des Einheitswertes und die Gewährung 
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der Betriebs- und Haushaltshilfe an die Vorsdiriften 
eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des Redits 
der gesetzlichen Krankenversidierung {Gesetz über 
die Krankenversidierung der Landwirte) ange- 
glidien. Daneben werden Folgerungen aus der Tat- 
sache gezogen, daß am 30. September 1972 die Über- 
gangszeit für die Einführung der Altershilfe für 
Landwirte abläuft. Von diesem Zeitpunkt an werden 
die ersten Landwirte die Wartezeit für das Alters- 
geld durch Beitragszahlung erfüllt haben. 

Für die Jahre 1972 bis 1973 werden die Beiträge 
und Bundeszuschüsse veränderten Leistungsniveau 
angepaßt. 


II. Die Vorschriften im einzelnen 

Artikel 1 

Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte 

Zu Nummer 1 — § 1 — 

Inhaltlich unverändert aus Drucksache VI/3463. 

Zu Nummer 2 — ^ § 2 — 

Inhaltlich unverändert aus Drucksache W3463. 

Zu Nummer 3 — § 2 a — 

Absatz 1 wurde unverändert aus dem Regierungs- 
entwurf übernommen. 

Die in Absatz 2 vorgesehene Regelung eines Er- 
satztatbestandes soll einer späteren Novellierung 
des Gesetzes Vorbehalten bleiben. 

Zu Nummer 4 — § 3 — 

Inhaltlich unverändert aus Drucksache VI/3463. 

Zu Nummer 5 — § 4 — 

Die Neufassung des Buchstaben a wurde unver- 
ändert aus dem Regierungsentwurf übernommen. 

Die Streichung des unter Buchstabe b vorgesehe- 
nen Absatzes 1 a ist eine Folge der Streichung des 
Ersatztatbestandes in § 2 a Abs. 2 (s. Nummer 3). 

Die in Buchstabe c enthaltene Änderung des Ab- 
satzes 5 ist unverändert aus dem Regierungsentwurf 
übernommen worden. 

Die in Buchstabe d zu Absatz 7 vorgenommene 
Änderung ist eine Folge der Änderung unter Num- 
mer 3. 

Die Absätze 8 bis 9 wurden unverändert aus dem 
Regierungsentwurf übernommen. 

Zu Nummer 6 — § 6 — 

Inhaltlich unverändert aus Drucksache VI/3463. 


Zu Nummer 7 — § 7 — 

Inhaltlich unverändert aus Drucksache VI/3463. 

Zu Nummer 8 — § 9 — 

Inhaltlich unverändert aus Drucksache VI/3463. 

Zu Nummer 9 — § 10^ — 

Inhaltlich unverändert aus Drucksache VI/3463. 

Zu Nummer 10 — § 12 — 

Inhaltlich unverändert aus Drucksache VI/3463. 

Zu Nummer 11 — § 13 a — 

Die für das Kalenderjahr 1972 zu leistenden Bun- 
desmittel verringern sich wegen des späteren In- 
krafttretens des Gesetzes (Artikel 2 § 5) um 24 Mil- 
lionen DM. 

Zu Nummer 12 — § 14 — 

Diese Vorschrift wird gestrichen (s. Begründung 
zu Nummer 3). 

Zu Nummer 13 — § 22 — 

Inhaltlich unverändert aus Drucksache VI/3463. 

Zu Nummer 14 — § 27 — 

Die Regelungen in Buchstaben a und c sind in- 
haltlich unverändert aus der Regierungsvorlage 
übernommen worden. 

Die in Buchstabe b zu § 27 vorgenommene Ände- 
rung ist eine Folge der unter Nummer 3 vorgenom- 
menen Streichung. 

Zu Nummer 15 — § 38 — 

Inhaltlich unverändert aus Drucksache VI/3463. 

Zu Nummer 16 — ^ § 41 — 

Inhaltlich unverändert aus Drucksache VI/3463. 

Zu Nummer 17 — § 42 — 

Buchstaben a und c wurden unverändert aus der 
Regierungsvorlage übernommen. 

Buchstabe b wird entsprechend dem Vorschlag des 
Bundesrates, dem auch die Bundesregierung in ihrer 
Stellungnahme zugestimmt hat, geändert. 

Zu Nummer 18 — § 44 — 

Inhaltlich unverändert aus Drucksache VI/3463. 

Zu Nummer 19 — § 48 — 

Inhaltlich unverändert aus Drucksache VI/3463. 

Zu Nummer 20 — § 50 — 

Inhaltlich unverändert aus Drucksache VI/3463. 
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Drudcsadie VI/3562 


Artikel 2 

Übergangs- und Schlußvorsdiriften 
Zu § 1 bis 2 

Inhaltlich unverändert aus Drucksache VI/3463. 


Zu §3 

Notwendige Neufassung, um während des Jahres 
1972 die Anrechnung der Erhöhungsbeträge auf be- 
stimmte andere Leistungen auszuschließen. 


Zu §4 

Inhaltlich unverändert aus Drucksache VI/3463. 


Zu § 5 

Das Inkrafttreten des Gesetzes ist um einen 
Monat hinausgeschoben worden. 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Berberich 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte — Drucksache VI/3463 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen; 

2. den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrach- 
ten Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte — Drucksache 
VI/1933 — durch die Beschlußfassung zu Num- 
mer 1 für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Berberich 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Sechsten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte 

— Drucksache Vl/3463 — 

mit den Beschlüssen 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Septem- 
ber 1965 (BundesgesetzbL I S. 1448), zuletzt ge- 
ändert durch das Agrarsoziale Ergänzungsgesetz 
vom 21. Dezember 1970 (BundesgesetzbL I S. 1774), 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „und früheren 
Ehegatten" angefügt. 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Eine Existenzgrundlage ist insbeson- 
dere gegeben, wenn der Einheitswert oder 
der Arbeitsbedarf des Unternehmens eine 
von der landwirtschaftlichen Alterskasse im 
Einvernehmen mit dem Gesamtverband der 
landwirtschaftlichen Alterskassen nach bil- 
ligem Ermessen auf Grund der örtlichen 
oder bezirklichen Gegebenheiten festzu- 
setzende Mindesthöhe erreicht. Die Mindest- 
höhe nach dem Arbeitsbedarf ist unter Be- 
rücksichtigung der Kulturarten zu bemessen 
und kann entweder nach der Zahl der 
Arbeitstage oder der Flächengröße festge- 
setzt werden." 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Septem- 
ber 1965 (BundesgesetzbL I S. 1448), zuletzt ge- 
ändert durch das Agrarsoziale Ergänzungsgesetz 
vom 21. Dezember 1970 (BundesgesetzbL I S. 1774), 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. unverändert 
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Entwurf BeschlüssedeslO. Ausschusses 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4 a 
eingefügt: 

„ (4 a) Als Einheitswert nach Absatz 4 ist 
der für die Erhebung der Grundsteuer maß- 
gebende Einheitswert zugrunde zu legen. 

Dabei bleibt der Wert für die Wohngebäude 
(Wohnungswert) außer Ansatz, wenn er im 
Einheitswertbescheid ausgewiesen ist. In den 
Fällen der Mindestbewertung nach § 33 des 
Bewertungsgesetzes vom 16, Oktober 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1035), zuletzt geändert 
durch das Zweite Steueränderungsgesetz 
vom 10. August 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1266), ist der ungekürzte Hektarsatz maß- 
gebend. Zugepachtete Flächen sind mit 
ihrem Hektarsatz (Hektarwert) dem Ein- 
heitswert der Eigentumsflächen hinzuzurech- 
nen; verpachtete Flächen sind mit ihrem 
Hektarsatz (Hektarwert) von dem Einheits- 
wert der Eigentumsflächen abzuziehen. Ist 
der Einheitswert des Gesamtunternehmens 
oder von Teilen des Unternehmens nicht zu 
ermitteln, so ist hierfür von der genutzten 
Fläche und dem der Nutzungsart entspre- 
chenden durchschnittlichen Hektarsatz (Hek- 
tarwert) in der Gemeinde auszugehen.'' 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 2. unverändert 

a) Absatz 1 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

„b) mindestens bis zur Vollendung des 
60. Lebensjahres und für mindestens 180 
Kalendermonate Beiträge an die land- 
wirtschaftliche Alterskasse gezahlt und", 

b) Absatz 2 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

„b) mindestens bis zur Vollendung des 
60. Lebensjahres oder bis zum Eintritt 
der Erwerbsunfähigkeit und für minde- 
stens 60 Kalendermonate Beiträge an 
die landwirtschaftliche Alterskasse ge- 
zahlt und". 


3. Nach § 2 wird folgender § 2 a eingefügt: 3. Nach § 2 wird folgender § 2 a eingefügt: 

„§ 2 a »§ 2 a 

(1) Der Abgabe im Sinne des § 2 Abs. 3 steht (1) unverändert 

gleich, wenn das Unternehmen ganz oder teil- 
weise erstmals aufgeforstet worden ist und 

1. die Größe der aufgeforsteten Fläche und die 
Dichte der Bepflanzung eine ordnungsmäßige 
forstwirtschaftliche Nutzung als Hochwald 
zuläßt, 

2. durch die Erstaufforstung die Bewirtschaf- 
tung oder sonstige Nutzung der anliegenden 
Flächen nicht eingeschränkt wird, 

3. die Erstaufforstung mit anderen agrar- oder 
infrastrukturellen Maßnahmen in Einklang 


5 



Drucksadle VI/3562 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf 

steht und landeskulturell unbedenklich ist 
und 

4. die Erstaufforstung nicht gegen ein in bun- 
des- oder landesrechtlichen Vorschriften ent- 
haltenes Verbot verstößt. 

Der Nachweis zu Satz 1 wird durch eine Be- 
scheinigung der von der Landesregierung be- 
stimmten Stelle geführt. Nach der Erstauf- 
forstung darf der Einheitswert oder der Arbeits- 
bedarf des Unternehmens einschließlich der 
etwa zurückbehaltenen nichtforstwirtschaftlich 
genutzten Fläche 25 vom Hundert der nach § 1 
Abs. 4 festgesetzten Mindesthöhe nicht über- 
schreiten. 

(2) Bei Flächen, die Eigentum des landwirt- 
schaftlichen Unternehmers sind, steht der Ab- 
gabe im Sinne des § 2 Abs. 3 ferner gleich die 
Erteilung einer Ermächtigung an eine juristi- 
sche Person des privaten oder öffentlichen 
Rechts, die sich satzungsgemäß mit Aufgaben 
der Strukturverbesserung befaßt, zur Landver- 
äußerung und Landverpachtung im Rahmen des 
§ 2 Abs. 3 zum ortsüblichen, angemessenen 
Preis. Der Widerruf der Ermächtigung darf nur 
für den Fall der Abgabe des Unternehmens im 
Sinne des Absatzes 1 und des § 2 Abs. 3 durch 
den Ermächtigenden selbst Vorbehalten werden. 
Die Bundesregierung kann durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates bestim- 
men 

1. die juristischen Personen, die zur Entgegen- 
nahme der Ermächtigung berechtigt und ver- 
pflichtet sind, 

2. Mus^er für die Ermächtigungen, 

3. Listen über die landwirtschaftlichen Flächen, 
für die eine Ermächtigung nach Satz 1 erteilt 
ist, welche die ermächtigten juristischen Per- 
sonen aufzustellen haben, sowie 

4. die länderweise Zusammenfassung der von 
den ermächigten juristischen Personen auf- 
gestellten Listen und die Veröffentlichung 
dieser Zusammenfassung." 

4. § 3 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 und Absatz 2 werden die Worte 
„wenn sie selbst nicht landwirtschaftliche 
Unternehmer im Sinne des § 1 sind" durch 
die Worte „wenn das Unternehmen im Sinne 
des § 2 Abs. 3 abgegeben wurde und sie 
selbst nicht landwirtschaftliche Unterneh- 
mer im Sinne des § 1 sind" ersetzt. 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 an- 
gefügt: 

„(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für 
frühere Ehegatten eines landwirtschaftlichen 
Unternehmers, deren Ehe mit ihm geschie- 
den, für nichtig erklärt oder aufgehoben ist, 
wenn in die Ehe Zeiten der Beitragszahlung 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Absatz 2 entfällt 


4. unverändert 
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Drucksadle VI/3562 


Entwurf Beschlüsse des 10. Ausschusses 


an die landwirtschaftliche Alterskasse fallen. 
Der Anspruch besteht auch, wenn das Unter- 
nehmen des verstorbenen landwirtschaft- 
lichen Unternehmers von der Witwe oder 
dem Witwer weitergeführt wird.“ 

5. § 4 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Altersgeld und das vorzeitige 
Altersgeld betragen für den verheirateten 
Berechtigten 240 Deutsche Mark, für den 
unverheirateten Berechtigten 160 Deutsche 
Mark monatlich.“ 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a 
eingefügt: 

„(1 a) Das Altersgeld und das vorzeitige 
Altersgeld, das unter Berücksichtigung von 
§ 2 a Abs, 2 gewährt wird, betragen die 
Hälfte des Betrages nach Absatz 1. Satz 1 
gilt auch für das Altersgeld nach § 3 Abs, 1 
und das vorzeitige Altersgeld nach § 3 
Abs. 2, wenn es unter Berücksichtigung von 
§ 2 a Abs. 2 gewährt wird. Werden aufgrund 
der Ermächtigung nach § 2 a Abs. 2 die 
Flächen im Sinne des § 2 Abs. 3 bis 8 abge- 
geben, wird das Altersgeld nach § 4 Abs. 1 
vom Beginn des Monats an gewährt, in dem 
die Abgabe erfolgt ist." 

c) In Absatz 5 wird Satz 2 durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Vollendet der Empfänger eines vorzeitigen 
Altersgeldes das 65. Lebensjahr und hat er 
für mindestens 180 Kalendermonate Beiträge 
zur landwirtschaftlichen Alterskasse gezahlt, 
ist das vorzeitige Altersgeld von Amts we- 
gen in ein Altersgeld umzuwandeln. Voll- 
endet die Empfängerin eines vorzeitigen 
Altersgeldes nach § 3 Abs. 2 das 60. Lebens- 
jahr und liegen die Voraussetzungen des 
§ 3 Abs. 3 vor, gilt Satz 2 entsprechend.“ 

d) Nach Absatz 6 werden folgende Absätze 7 
bis 9 angefügt: 

„ (7) Als Altersgeld an einen früheren Ehe- 
gatten wird der Teil des Betrages nach den 
Absätzen 1 und 1 a gewährt, der dem Ver- 
hältnis der in die Zeit der Ehe fallenden Zahl 
der Beiträge zur landwirtschaftlichen Alters- 
kasse und der Monate, für die der landwirt- 
schaftliche Unternehmer Altersgeld bezogen 
hat, zu der Zahl der Monate, für die der 
landwirtschaftliche Unternehmer insgesamt 
Beiträge zur landwirtschaftlichen Alters- 
kasse gezahlt und Altersgeld bezogen hat, 
entspricht; die Monate der Eheschließung 
und der Scheidung, der Nichtigerklärung 
oder der Aufhebung der Ehe gelten als in die 
Ehe fallende Zeit. Bei der Feststellung des 
Verhältnisses nach Satz 1 sind sowohl der 


5. § 4 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) unverändert 


Buchstabe b entfällt 


c) unverändert 


d) Nach Absatz 6 werden folgende Absätze 7 
bis 9 angefügt: 

„(7) Als Altersgeld an einen früheren Ehe- 
gatten wird der Teil des Betrages nach Ab- 
satz 1 gewährt, der dem Verhältnis der in 
die Zeit der Ehe fallenden Zahl der Beiträge 
zur landwirtschaftlichen Alterskasse und der 
Monate, für die der landwirtschaftliche Un- 
ternehmer Altersgeld bezogen hat, zu der 
Zahl der Monate, für die der landwirtschaft- 
liche Unternehmer insgesamt Beiträge zur 
landwirtschaftlichen Alterskasse gezahlt und 
Altersgeld bezogen hat, entspricht; die Mo- 
nate der Eheschließung und der Scheidung, 
der Nichtigerklärung oder der Aufhebung 
der Ehe gelten als in die Ehe fallende Zeit. 
Bei der Feststellung des Verhältnisses nach 
Satz 1 sind sowohl der in die Zeit der Ehe 
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in die Zeit der Ehe fallenden Zahl der Bei- 
träge als auch der Zahl der von dem land- 
wirtschaftlichen Unternehmer insgesamt ge- 
zahlten Beiträge die Beiträge hinzuzurech- 
nen, die der frühere Ehegatte nach dem Tode 
des landwirtschaftlichen Unternehmers ge- 
zahlt hat. 

(8) Sind mehrere Berechtigte nach § 3 
Abs. 1, 2 und 5 vorhanden, so erhält jeder 
Berechtigte nur den Teil des Altersgeldes 
nach Absatz 1, der im Verhältnis zu den 
anderen Berechtigten der Dauer seiner Ehe 
mit dem landwirtschaftlichen Unternehmer 
entspricht, die Berechtigten nach § 3 Abs. 5 
aber höchstens den Betrag, der sich nach 
Absatz 7 ergibt, und die Berechtigten nach 
§ 3 Abs. 1 und 2 mindestens den Betrag, der 
sich nach Kürzung des Altersgeldes nach 
Absatz 1 um das nach Absatz 7 berechnete 
Altersgeld des Berechtigten nach § 3 Abs. 5 
ergibt. Ist nach Feststellung eines Alters- 
geldes nach § 3 ein weiterer Berechtigter zu 
berücksichtigen, so sind die Altersgelder 
nach Satz 1 neu festzustellen mit Wirkung 
vom Ablauf des Monats, der dem Monat 
folgt, in dem der neue Feststellungsbescheid 
zugestellt wird. 

(9) Auf die nach den Absätzen 7 und 8 
festgestellten Beträge finden die Absätze 5 
und 6 entsprechende Anwendung." 

6. § 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Ehegatten, 
Witwen und Witwer der nach § 14 Beitrags- 
pflichtigen sowie für Empfänger von vorzei- 
tigem Altersgeld nach § 2 Abs. 2 und § 3 Abs. 2 
in Verbindung mit § 3 Abs. 5." 

7. § 7 erhält folgende Fassung: 

.§ 7 

(1) Die Maßnahmen nach § 6 Abs. 1 erstrek- 
ken sich auf stationäre Heilbehandlung und die 
Gewährung von Betriebs- und Haushaltshilfe. 
Zum Zwecke der Durchführung dieser Maßnah- 
men arbeiten die landwirtschaftlichen Alters- 
kassen und der Gesamtverband der landwirt- 
schaftlichen Alterskassen zusammen. 

(2) Die stationäre Heilbehandlung umfaßt 
Maßnahmen in bestehenden Einrichtungen, wie 
Krankenanstalten, Heilstätten, Kureinrichtun- 
gen und Spezialanstalten sowie Behandlung in 
Kur- und Badeorten. Im übrigen gilt § 1237 der 
Reichsversicherungsordnung entsprechend. 

(3) Während der stationären Heilbehandlung 
eines landwirtschaftlichen Unternehmers oder 
seines mitarbeitenden Ehegatten gewährt die 
landwirtschaftliche Alterskasse Betriebs- und 
Haushaltshilfe in der Regel bis zur Dauer von 
höchstens drei Monaten, wenn in dem Unter- 
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fallenden Zahl der Beiträge als auch der 
Zahl der von dem landwirtschaftlichen Un- 
ternehmer insgesamt gezahlten Beiträge die 
Beiträge hinzuzurechnen, die der frühere 
Ehegatte nach dem Tode des landwirtschaft- 
lichen Unternehmers gezahlt hat. 

(8) unverändert 


(9) unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 
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nehmen keine Arbeitnehmer und keine mit- 
arbeitenden Familienangehörigen ständig be- 
schäftigt werden. 

(4) Als Betriebs- oder Haushaltshilfe ist eine 
Ersatzkraft zu stellen. Kann eine Ersatzkraft 
nicht gestellt werden oder besteht Grund, von 
der Gestellung einer Ersatzkraft abzusehen, so 
sind die Kosten für eine selbstbeschaffte be- 
triebsfremde Ersatzkraft in angemessener Höhe 
zu erstatten. 

(5) Die zur Durchführung der Absätze 2 bis 4 
erforderlichen allgemeinen Richtlinien erläßt 
die landwirtschaftliche Alterskasse im Einver- 
nehmen mit dem Gesamtverband der landwirt- 
schaftlichen Alterskassen. Die Richtlinien kön- 
nen mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
die Betriebs- und Haushaltshilfe auf Unterneh- 
men erstrecken, in denen Arbeitnehmer oder 
mitarbeitende Familienangehörige ständig be- 
schäftigt werden." 


8. § 9 erhält folgende Fassung: 8. unverändert 

»§ 9 

(1) Die landwirtschaftlichen Alterskassen 
können weitere Mittel aufwenden, um allge- 
meine Maßnahmen oder Einzelmaßnahmen zur 
Erhaltung oder zur Erlangung der Erwerbsfähig- 
keit der landwirtschaftlichen Unternehmer und 
ihrer Angehörigen, zur Aufrechterhaltung des 
Betriebes im Falle des Todes des landwirtschaft- 
lichen Unternehmers oder seines Ehegatten oder 
zur Hebung der gesundheitlichen Verhältnisse 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung zu fördern 
oder durchzuführen. Entstehen den landwirt- 
schaftlichen Alterskassen besondere Aufwen- 
dungen dadurch, daß sie Betriebshelfer anderen 
Einrichtungen zur Verfügung stellen, so sind 
ihnen diese Aufwendungen zu erstatten. § 7 
Abs. 5 findet entsprechende Anwendung. 

(2) Beschlüsse der landwirtschaftlichen Alters- 
kassen über allgemeine Maßnahmen auf Grund 
des Absatzes 1 bedürfen der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. " 


9. § 10 wird wie folgt geändert und ergänzt: 9. unverändert 

a) In Absatz 3 wird vor „1288" eingefügt „1271, 

1277, 1281,". 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Das Altersgeld der Witwe, des Wit- 
wers oder des früheren Ehegatten (§ 3) fällt 
mit Ablauf des Monats weg, in dem die 
Witwe, der Witwer oder der frühere Ehe- 
gatte wieder heiratet." 

c) In Absatz 5 werden die Worte „die Witwe 
oder der Witwer" durch die Worte „die 
Witwe, der Witwer oder der frühere Ehe- 
gatte" ersetzt. 
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d) In Absatz 7 wird folgender Satz 3 angefügt: 
„Nach Durchführung von Maßnahmen zur 
Besserung oder Wiederherstellung der Er- 
werbsfähigkeit (§§ 6 bis 9) wird das vor- 
zeitige Altersgeld jedoch mindestens bis zum 
Ablauf des sechsten Kalendermonats nach 
Beendigung der Maßnahmen gewährt." 

e) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 
angefügt: 

„(8) Entzieht sich der Empfänger eines 
vorzeitigen Altersgeldes ohne triftigen 
Grund einer Nachuntersuchung oder Beob- 
achtung, so kann ihm das vorzeitige Alters- 
geld ganz oder teilweise auf Zeit versagt 
werden, wenn er auf diese Folge vorher 
schriftlich hingewiesen worden ist." 

10. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Beitrag ist für alle Beitragspflich- 
tigen gleich. Er beträgt für 1972 monatlich 
30 Deutsche Mark und für 1973 monatlich 
36 Deutsche Mark." 

b) Absatz 5 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„§§ 1418, 1420, 1424 der Reichsversiche- 
rungsordnung gelten entsprechend." 

11. § 13 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die nach § 13 zu leistenden Bundesmittel 
betragen für das Kalenderjahr 1972 höchstens 
814 000 000 Deutsche Mark und für das Kalen- 
derjahr 1973 höchstens 1 035 000 000 Deutsche 
Mark." 

12. §14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach der Zahl „6" einge- 
iügt „ , 1“ . 

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 
angefügt: 

„(7) Landwirtschaftliche Unternehmer, die 
ein Altersgeld unter Berücksichtigung von 
§ 2a Abs. 2 erhalten, sind beitragsfrei." 

13. In § 22 Abs. 3 wird „(§ 13 und § 45)" durch 
»(§§ 13, 45, 47 Abs. 4)" ersetzt. 

14. Der Fünfte Abschnitt wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Weiterversicherung, Erstattung 

und Nachentrichtung von Beiträgen" 

b) § 27 erhält folgende Fassung: 

„§ 27 

(1) Personen, die nach diesem Gesetz min- 
destens 36 Kalendermonate beitragspflichtig 
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10. unverändert 


11. § 13 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die nach § 13 zu leistenden Bundesmittel 
betragen für das Kalenderjahr 1972 höchstens 
790 000 000 Deutsche Mark und für das Kalen- 
derjahr 1973 höchstens 1 035 000 000 Deutsche 
Mark." 

Nummer 12 entfällt 


13. unverändert 

14. Der Fünfte Abschnitt wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) § 27 erhält folgende Fassung: 

»§ 27 

(1) unverändert 
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waren sowie deren Witwen oder Witwer 
können innerhalb von zwei Jahren nach dem 
Ende der Beitragspflicht oder nach Zustellung 
des Bescheides über die Aufnahme in das 
Mitgliederverzeichnis gegenüber der land- 
wirtschaftlichen Alterskasse erklären, daß sie 
diö Entrichtung von Beiträgen fortsetzen 
wollen. Die Erklärung kann bei Vorliegen 
der übrigen Voraussetzungen auch nach Ab- 
lauf der in Satz 1 genannten Frist abgegeben 
werden, wenn im Anschluß an die Beitrags- 
pflicht Beiträge tatsächlich regelmäßig ge- 
zahlt worden sind. Im Falle des Satzes 2 
kann die landwirtschaftliche Alterskasse den 
Berechtigten zur Abgabe der Erklärung auf- 
fordern. Wird daraufhin die Erklärung nicht 
innerhalb von drei Monaten abgegeben, er- 
lischt das Recht zur Abgabe der Erklärung 
nach Satz 2. Die Erklärung begründet Bei- 
tragspflicht vom Beginn des Monats an, der 
auf das Ende der Beitragspflicht nach Satz 1 
folgt, mindestens bis zur Vollendung des 60. 
Lebensjahres oder bis zum Beginn der Zah- 
lung des vorzeitigen Altersgeldes oder der 
Landabgaberente. 

(2) Eine nach Absatz 1 zulässige Weiter- 
entrichtung kann nach Beginn eines vorzei- 
tigen Altersgeldes nach § 2 Abs. 2 oder eines 
vorzeitigen Altersgeldes nach § 3 Abs. 2 nur 
zur Anrechnung für das Altersgeld nach § 2 
Abs. 1 oder des Altersgeldes nach § 3 Abs. 1 
erfolgen. Neben dem Bezug eines Altersgel- 
des nach § 2 Abs. 1, § 33 Abs. 1, § 34 Abs. 1 
oder eines Altersgeldes nach § 3 Abs. 1, § 33 
Abs. 10, § 34 Abs. 5, das unter Berücksich- 
tigung von § 2 a Abs. 2 gewährt wird, ist die 
Weiterentrichtung von Beiträgen nicht zu- 
lässig." 

c) Nach § 27 wird folgender § 27 a eingefügt: 

.§ 27 a 

(1) Personen, die 

a) nach diesem Gesetz für 180 Kalender- 
monate Beiträge an die landwirtschaft- 
liche Alterskasse gezahlt haben, 

b) nicht nach § 14 beitragspflichtig sind, 

c) mit den gezahlten Beiträgen bei Vollen- 
dung des 65. Lebensjahres einen An- 
spruch auf Altersgeld nicht haben werden 
und 

d) nicht die Berechtigung zur Weiterentrich- 
tung von Beiträgen nach § 27 erlangt 
haben, 

werden auf Antrag die Beiträge erstattet. 
Sind Leistungen nach diesem Gesetz gewährt 
worden, so sind nur die Beiträge zu erstatten, 
die für die Zeit nach dem Monat entrichtet 
wurden, in dem der Bescheid über die Be- 
willigung der zuletzt gewährten Leistung 
erlassen worden ist. § 29 der Reichsversiche- 
rungsordnung gilt nicht. 
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(2) Eine nach Absatz 1 zulässige Weiter- 
entrichtung kann nach Beginn eines vorzei- 
tigen Altersgeldes nach § 2 Abs. 2 oder eines 
vorzeitigen Altersgeldes nach § 3 Abs. 2 nur 
zur Anrechnung für das Altersgeld nach § 2 
Abs. 1 oder des Altersgeldes nach § 3 Abs. 1 
erfolgen. Neben dem Bezug eines Altersgel- 
des nach § 2 Abs. 1, § 33 Abs. 1, § 34 Abs. 1 
oder eines Altersgeldes nach § 3 Abs. 1, § 33 
Abs. 10, § 34 Abs. 5, ist die Weiterentrich- 
tung von Beiträgen nicht zulässig." 


c) unverändert 
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(2) Zuständig für die Beitragserstattung 
nach Absatz 1 ist die landwirtschaftliche Al- 
terskasse, an die der Berechtigte zuletzt Bei- 
träge gezahlt hat." 


15. In § 38 Abs. 2 werden die Worte „und zu den 15. unverändert 
Kosten ihres Unterhalts nicht unerheblich bei- 
trägt" sowie „uneheliche Kinder" gestrichen. 


16. § 41 wird wie folgt geändert und ergänzt: 16. unverändert 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „wenn" 
die Worte „bis zum 31. Dezember 1975" ein- 
gefügt und die Buchstaben d und e erhalten 
folgende Fassung: 

„d) er während der fünf Jahre, die der Ab- 
gabe vorausgegangen sind, überwiegend 
hauptberuflicher landwirtschaftlicher Un- 
ternehmer gewesen ist und 

e) der Einheitswert oder der Arbeitsbedarf 
der von ihm in den fünf Jahren, die der 
Abgabe vorausgegangen sind, bewirt- 
schafteten Unternehmen das Fünffache 
der nach § 1 Abs. 4 festgesetzten Min- 
desthöhe nicht überschritten hat." 

b) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Für die Feststellung einer Landabgaberente 
gilt die Voraussetzung des § 2 Abs. 3 Satz 2 
als erfüllt, wenn die Abgabe für einen Zeit- 
raum von mindestens zwölf Jahren unbe- 
schadet weitergehender gesetzlicher Form- 
vorschriften schriftlich vereinbart wird." 

17. § 42 wird wie folgt geändert: 17. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: a) unverändert 

„(1) Eine Abgabe zum Zwecke der Struk- 
turverbesserung gemäß § 41 Abs. 1 Buch- 
stabe c liegt vor, wenn das Unternehmen in 
der Zeit nach dem 31. Juli 1969 abgegeben 
worden ist und 

a) die abgegebenen Grundstücke an ein an- 
deres landwirtschaftliches Unternehmen 
abgegeben werden, das 

aa) seit mindestens einem Jahr besteht, 

bb) in dieser Zeit mindestens das Dop- 
pelte der nach § 1 Abs. 4 festgesetz- 
ten Mindesthöhe erreicht hat oder 
durch die Landaufnahme mindestens 
das Dreifache der nach § 1 Abs. 4 
festgesetzten Mindesthöhe erreichen 
wird und 

cc) in der Zeit nach dem 31. Juli 1969 
nicht ganz oder zu wesentlichen Tei- 
len dem abgebenden Unternehmer 
gehörte 

oder 
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b) eine juristische Person des privaten oder 
öffentlichen Rechts, die sich satzungsge- 
mäß mit Aufgaben der Strukturverbesse- 
rung befaßt, oder eine Teilnehmergemein- 
schaft nach dem Flurbereinigungsgesetz 
oder eine Gebietskörperschaft, ein Ge- 
meindeverband oder ein kommunaler 
Zweckverband die abgegebenen Grund- 
stücke erwirbt oder pachtet." 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a 
eingefügt; 

„(la) Bei einer Abgabe an einen anderen als 
in Absatz 1 genannten Erwerber, die zu Be- 
dingungen erfolgt ist, die nicht um mehr als 
20 vom Hundert günstiger sind, als sie im 
Landesdurchschnitt üblicherweise bei einer 
Abgabe zu landwirtschaftlicher Nutzung zu 
erzielen sind, kann eine nach Landesrecht 
zuständige Stelle die Abgabe als struktur- 
verbessernd anerkennen." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) Die Voraussetzung des § 41 Abs. 1 Buch- 
stabe c gilt als erfüllt, wenn das Unterneh- 
men nach dem 31. Juli 1969 erstmals ganz 
oder teilweise aufgeforstet worden ist. tm 
übrigen gilt § 2 a Abs. 1 entsprechend." 

18. § 44 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Landabgaberente beträgt für den ver- 
heirateten Berechtigten 415 Deutsche Mark, für 
den unverheirateten Berechtigten 275 Deutsche 
Mark monatlich. § 4 Abs. 2 bis 4 gilt entspre- 
chend." 

19. § 48 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Personen, die nach Absatz 1 aus der land- 
wirtschaftlichen Alterskasse ausgeschieden sind, 
werden die Beiträge von Amts wegen erstattet. 
Sind Leistungen nach diesem Gesetz gewährt 
worden, so sind nur die Beiträge zu erstatten, 
die für die Zeit nach dem Monat entrichtet wur- 
den, in dem der Bescheid über die Bewilligung 
der zuletzt gewährten Leistung erlassen worden 
ist. § 29 der Reichsversicherungsordnung gilt 
nicht. " 

20. In § 50 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) § 4 Abs. 6 gilt entsprechend." 


Artikel 2 

Übergangs- und Schlußvorsdiriften 

§ 1 

Für Personen, die bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes mindestens für 60 Kalendermonate Bei- 
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b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a 
eingefügt: 

„(la) Bei einer Abgabe an einen anderen 
als in Absatz 1 genannten Erwerber, die zu 
Bedingungen erfolgt ist, die nicht um mehr 
als 20 vom Hundert günstiger sind, als sie 
bei einer Abgabe zu landwirtschaftlicher 
Nutzung ortsüblich zu erzielen sind, kann 
eine nach Landesrecht zuständige Stelle die 
Abgabe als strukturverbessernd anerken- 
nen” 

c) unverändert 


18. unverändert 


19. unverändert 


20. unverändert 


Artikel 2 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

unverändert 
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träge an die landwirtschaftliche Alterskasse gezahlt 
haben, und deren Beitragspflicht nach § 14 des Ge- 
setzes über eine Altershilfe für Landwirte bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geendet hat, gilt § 2 
Abs, 2 Buchstabe b des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte in der vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Fassung. 

§ 2 

Landwirtschaftliche Unternehmer im Sinne des § 1 
des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte, die 
auf Grund von § 26 des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1063) oder auf Grund von § 28 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte in der Fassung 
des Gesetzes zur Neuregelung der Altershilfe für 
Landwirte vom 3. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 845) 
von der Beitragspflicht befreit worden sind, können 
gegenüber der landwirtschaftlichen Alterskasse 
schriftlich bis zum 31. Dezember 1973 auf die Befrei- 
ung verzichten. Die Verzichtserklärung bewirkt Ver- 
sicherungspflicht für die gesamte Zeit, in der der Er- 
klärende seit dem 1. Oktober 1957 landwirtschaft- 
licher Unternehmer im Sinne des § 1 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte war. Die Bei- 
träge für die zurückliegende Zeit sind für jeden 
Monat in der Höhe des für 1973 geltenden Monats- 
beitrags zu zahlen. Zuständig für die Entgegennahme 
der Verzichtserklärung und zum Beitragseinzug für 
die zurückliegende Zeit ist die landwirtschaftliche 
Alterskasse, an die in dem Monat der Abgabe der 
Verzichtserklärung Beiträge zu zahlen sind. Die 
landwirtschaftliche Alterskasse kann für die Bei- 
tragszahlung für die zurückliegende Zeit Ratenzah- 
lungen bis längstens zum 31. Dezember 1974 zu- 
lassen. 

§ 3 

(1) Soweit bei 

den Leistungen der Kriegsopferfürsorge nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, die das 
Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklären, 

den Leistungen nach dem Bundesentschädigungsge- 
setz, dem Bundessozialhilfegesetz und dem Gesetz 
für Jugendwohlfahrt, 

dem Wohngeld (Miet- und Lastenzuschüsse) nach 
dem Zweiten Wohngeldgesetz vom 14. Dezember 
1970 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1637) und 

den Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten im 
Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge nach den 
Richtlinien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) 

die Gewährung oder die Höhe der Leistungen von 
anderem Einkommen abhängig ist, bleiben die Er- 
höhungsbeträge, die für das Jahr 1972 auf Grund der 
Vorschriften dieses Gesetzes zu leisten sind, für den 
genannten Zeitraum bei den Ermittlungen des Ein- 
kommens unberücksichtigt. Die Erhöhungsbeträge 
für den in Satz 1 genannten Zeitraum sind ferner bei 
der Gewährung von Übergangsgeld während der 
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§ 2 

unverändert 


§ 3 

(1) Soweit bei 

Versorgungsbezügen nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz, den Leistungen der Kriegsopferfürsorge und 
den Gesetzen, die das Bundesversorgungsgesetz für 
anwendbar erklären, 

der Kriegsschadenrente und den laufenden Beihilfen 
zum Lebensunterhalt nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz, 

den laufenden Beihilfen zum Lebensunterhalt nach 
dem Flüchtlingshilfegesetz, 

den Leistungen nach dem Reparationsschädengesetz, 

den Leistungen nach dem Bundesentschädigungs- 
gesetz, dem Bundessozialhilfegesetz und dem Gesetz 
für Jugendwohlfahrt, 

dem Wohngeld (Miet- und Lastenzuschüsse) nach 
dem Zweiten Wohngeldgesetz 

und 

den Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten im 
Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge nach den 
Richtlinien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) 
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Durchführung von Maßnahmen zur Erhaltung, Besse- 
rung oder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit 
durch einen Rentenversicherungsträger und bei der 
Gewährung von Leistungen aus der Arbeitslosen- 
hilfe nicht zu berücksichtigen. 


(2) Absatz 1 gilt im Saarland mit der Maßgabe, 
daß das Bundesentschädigungsgesetz unter Berück- 
sichtigung der im Saarland geltenden Fassung anzu- 
wenden ist. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. September 
1972 in Kraft. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

die Gewährung oder die Höhe der Leistungen von 
anderem Einkommen abhängig ist, bleiben die Er- 
höhungsbeträge, die für das Jahr 1972 auf Grund 
der Vorschriften dieses Gesetzes zu leisten sind, für 
den genannten Zeitraum bei den Ermittlungen des 
Einkommens unberücksichtigt. Die Erhöhungs- 
beträge für den in Satz 1 genannten Zeitraum sind 
ferner bei der Gewährung von Übergangsgeld wäh- 
rend der Durchführung von Maßnahmen zur Erhal- 
tung, Besserung oder Wiederherstellung der Er- 
werbsfähigkeit durch einen Rentenversicherungs- 
träger und bei der Gewährung von Leistungen aus 
der Arbeitslosenhilfe nicht zu berücksichtigen. 

(2) unverändert 

§ 4 

unverändert 


§ 5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 
1972 in Kraft. 
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